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Sehr geehrte Frau Standespräsidentin 
Hohe Regierung 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 

Die Ausgangslage ist klar: Das eidgenössische Parlament – sowohl Nationalrat als auch 
Ständerat – hat mit der Überweisung der Motion Schilliger eine deutliche Richtungsweisung 
gegeben. Es soll gesetzlich festgehalten werden, dass auf verkehrsorientierten Strassen 
innerorts grundsätzlich Tempo 50 gilt. Bei diesen Innerortsstrassen handelt es sich nämlich 
um zentrale Verkehrsachsen, die gemäss Signalisationsverordnung des Bundes (Art. 1 Abs. 
9) primär auf die Anforderungen des Motorfahrzeugverkehrs ausgerichtet sind. Diese 
Strassen sind für eine sichere, leistungsfähige und wirtschaftliche Mobilität bestimmt. Sie 
bilden im besiedelten Gebiet das übergeordnete Strassenetz. Und deshalb ist es auch 
sinnvoll, dass auf diesen Strassen Tempo 50 gilt. Die vermehrt unkontrollierte Zunahme von 
Tempo 30 auch auf Hauptachsen ist also nicht im Sinne des Gesetzgebers. Und das ist 
genau der Punkt: es geht um verkehrsorientierte Strassen innerorts, also 
Durchgangsstrassen, wo eben die Ansprüche an die Mobilität anders sind als auf 
siedlungsorientierten Strassen. Ein zu starker Eingriff durch flächendeckende 
Temporeduktionen kann diese übergeordnete Funktion beeinträchtigen. 

Nun, unser Kanton ist geprägt von solchen Durchgangsachsen und aufgrund seiner 
dezentralen Besiedelung auf eine leistungsfähige und zuverlässige Verkehrsinfrastruktur 
angewiesen. Diese ist nicht nur für den motorisierten Individualverkehr entscheidend, 
sondern auch für Rettungsdienste, ÖV, Gewerbe, Tourismus usw. Ich bin auch überzeugt, 
dass die Verbindungen zwischen den Talschaften und den Zentren in unserem weitläufigen 
Kanton beschleuniget und nicht verlangsamt werden sollten. 

Nun zum Auftrag: Die Einführung eines Moratoriums ist politisch legitim und praktikabel. 
Der Kanton Bern hat bereits vorgemacht, dass dieses Vorgehen im Sinne einer 
Übergangsphase sinnvoll und mehrheitsfähig ist. Dort wurde nämlich ein gleichlautender 
Auftrag mit Zustimmung der Regierung vom Parlament überwiesen. Auch die Situation in 
Bern – mit einem Mix aus Zentrumsregionen und verkehrsintensiven Tälern – ist mit unserer 
durchaus vergleichbar. 

Es geht um eine politische Prioritätensetzung im Rahmen des geltenden Rechts. Dies ist 
nicht nur zulässig, sondern geradezu angezeigt. Mit einem Moratorium können 
Fehlentwicklungen in der Übergangsphase bis zur Umsetzung des neuen Bundesrechts 
verhindert werden – es ist also ein Instrument der politischen Vernunft. Es schwächt 
keinesfalls Lärmschutz- oder Sicherheitsanliegen, sondern bringt Ordnung in einen 
zunehmend unübersichtlichen Entscheidungsprozess. 

Zum Abschluss möchte ich nochmals hervorheben, dass sich dieser Auftrag nicht gegen 
Tempo 30 Zonen in Wohnquartieren, auf siedlungsorientierten Strassen innerorts oder 
Gemeindestrassen richtet. Und genau deshalb ist es im Umkehrschluss auch richtig und 
konsequent, dass auf verkehrsorientierten Strassen innerorts, wenn möglich Tempo 50 gilt, 
damit der grundlegende Zweck unserer Strassensystems gewährleistet wird.  

Ich bitte Sie deshalb, geschätzte Grossratskolleginnen und Grossratskollegen, stimmen Sie 
der Überweisung dieses Auftrags zu. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

Gabriela Menghini-Inauen 


